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a u ro ra  
Zei tung für  revolut ionäre Perspekt iven   

Dieses Jahr kann zwar keine Rede von 
einem heißen Sommer gewesen sein, 
aber politisch geht es heiß her. Die 
Bundestagswahlen in Deutschland 
stehen kurz bevor und damit geht auch 
die Ära Merkel zu Ende. Unter 
verschiedenen Koalitionen hat Angela 
Merkel 16 Jahre lang Politik im Sinne der 
Großaktionär:innen und Konzerne 
betrieben. Jetzt profitieren vor allem die 
Grünen von den Klimabewegungen in 
den letzten Jahren und hoffen, 2021 die 
Kanzlerin stellen zu können. Doch wie 
grün sind die Grünen wirklich? Einen 
Vorgeschmack dafür bekommen wir mit 
der grünen Regierungsbeteiligung in 
Österreich. 

Die Konsequenzen dieser Politik sind bei 
den Arbeiter:innen mehr als deutlich 
angekommen. Ob bei der Deutschen 
Bahn oder im Krankenhaussektor in 
Berlin – Kolleg:innen mobilisieren sich. 
Es gab mehrere Warnstreiks in diesen 

Bereichen um für Anerkennung ihres 
Engagements während der Corona-
Pandemie, gerechtere Löhne sowie 
bessere Arbeitsbedingungen zu kämpfen. 
Aber auch die Kolleg:innen beim 
Fahrradzustelldienst Gorillas lassen sich 
nicht mehr alles gefallen und waren in 
mehreren selbstorganisierten Streiks 
aktiv.  

Die fürchterliche Außenpolitik von 
Deutschland und der EU spiegeln sich 
momentan in der katastrophalen Lage in 
Afghanistan wider. Nach dem Abzug der 
ausländischen Truppen versinkt das 
Land in Chaos und viele Menschen sind 
in Lebensgefahr.   

Und zum Schluss gibt es mit der 
Buchrezension eines Klassikers noch 
einen historischen Einblick in die 
Kämpfe außerhalb Europas – nämlich 
Westafrika. Wir können, wenn wir 
wollen. Auf in einen heißen Herbst! 

€ €



Seite | 2 

 

M it 16 Jahren Regierungszeit hat sich Angela zumindest im zeitlichen Ranking der Reichs- 
und Bundeskanzler:innen einen achtbaren dritten Platz erarbeitet. Platz eins natürlich 
Reichsgründer Otto von Bismarck mit 19 Jahren – nach dem wurde sogar ein Hering 
benannt. Dann kommt auch schon Merkels ursprünglicher Gönner und Förderer Helmut 

Kohl mit 16 Jahren und 3 Monaten – nach dem wurde eine Gemüsegattung der Korbblütler benannt. Na, ist 
ja wieder typisch. Was wurde nach Merkel benannt? Nüscht! Wenigstens hat sie auf jeden Fall Anspruch auf 
eine ordentliche Bilanz. Doch wie sieht die nun aus? 

Kommt wohl darauf an, wen du fragst. 

Die 123 deutschen Euro-Milliardäre 
meinen jedenfalls: Daumen hoch – eine 
Erfolgsgeschichte! 

Um wieviel das Vermögen dieser 
Dagoberte (m/w/d) allerdings genau seit 
2005 gewachsen ist – da schweigen die 
Statistiken. Oder wie es der DGB in 
seinem Verteilungsbericht 2021 
formuliert: 

„Die Analysen zur Vermögensverteilung be-
ruhen entweder auf freiwilligen Angaben 
oder Schätzungen. Sehr hohe Vermögen 
werden in der Regel nicht erfasst oder unter-
erfasst. Untersuchungen zur Vermögens-
situation sind daher tendenziell verzerrt 
und die Ungleichheit unterzeichnet. Die tat-
sächliche Verteilung dürfte somit noch um 
einiges ungleicher sein, da insbesondere die 

Top-Vermögen einen erheblichen Teil der Ge-
samtvermögen ausmachen.“ 

16 Jahre schwarze Zahlen 

Tun wir also das, was von „Spiegel“ bis 
„Panorama“ alle tun – personalisieren. 

Sprechen wir über Dieter Schwarz als ein 
Beispiel unter vielen. 

Erst einmal – ihm gehören die „Lidl“ und 
die „Kaufland“-Märkte. Richtig  - 
„Schwarz-Markt“ klingt bescheuert, des-
wegen hat er einst dem Berufs-
schullehrer Ludwig Lidl für 1000 DM die 
Namensrechte abgekauft. 

So richtig Fahrt aufgenommen hat der 
Aufstieg Dieter Schwarz an die Spitze 
der deutschen Milliardärs-Hack-und-
Fressordnung in dem Jahr, als Merkels 
Gönner und Förderer Helmut Kohl den 

„lieben Landsleuten“ die blühenden 
Landschaften versprach. Noch vor dem 
Vollzug des Vereinigungsaktes 1990 
eröffnete Dieters Ostbeauftragter 
Andrejewski den ersten Lidl-Markt in 
Meißen. Andrejewski rekrutierte 
mehrere Dutzend ehemaliger NVA-
Offiziere, die nach dem Verlust ihres Eid-
nehmers ein wenig hilflos auf dem 
Arbeitsmarkt herumlungerten.  

Froh, sich wieder in eine klar strukturier-
te Befehlskette einordnen zu können, 
sorgten diese nicht nur für militärische 
Ordnung bei Obst und Gemüse – 
sondern auch dafür, dass die Wett-
bewerber – besonders die vom ver-
hassten Albrecht-Clan (richtig, ALDI 
heißt ALbrecht-DIscount) – allesamt auf 
der Strecke blieben. Am Ende zwang er 
damit die verfeindeten Familienstränge 
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(Aldi Nord und Süd) zur Wieder-
vereinigung, während das Oberhaupt des 
Tengelmann-Clans (Kaisers, KiK, OBI) 
bei einer Bergtour spurlos verschwand. 
Gegen das Treiben der deutschen Han-
delskonzerne ist „Game of Thrones“ der 
reinste Kinderkanal. 

Wie reich Dieter Schwarz nun am Ende 
wirklich ist – so genau ist das schwer zu 
sagen. Alle Zahlenangaben ohne Gewähr. 
Im Jahre 2018 schätzte „Forbes“ sein Ver-
mögen auf schlappe 30 Mrd. €. Während 
der pandemischen Zeiten hat er, wie alle 
Handels-Pfeffersäcke, unanständig zu-
gelegt – letzte Schätzung vom Juli 2021 
liegt bei 47 Mrd. €. 

 Also auch schwer zu sagen, um welche 
Größe das Schwarz-Geld während der 
Merkel-Jahre zugelegt hat. Aber eine Ver-
gleichsgröße gibt es, an der wir uns 
orientieren können. Bei Merkels Antritt 
2005 sprach Lidl von 5.600 Filialen welt-
weit. Heute, bei Merkels Abtritt, ist Lidl 
mit 11.000 Filialen der weltweit größte 
Discounter. Tja, für die Zukunft des 
stationären Handels sehen viele 
Experten Schwarz, Dieter Schwarz. 

Es lässt sich also für 16 Jahre Kanzler-
schaft der christdemokratische 
Pastorentochter Merkel feststellen: 
„Denn wer da hat, dem wird gegeben   
werden …“  (Matthäus 25, 29). Schauen wir 
nun an das andere Ende der 
Nahrungskette. 

„Reichtum“ und „Armut“ 

Wie kommen wir denn da am 
schnellsten an verlässliche Daten heran? 

Ganz einfach, seit rot-grün 1998 – 2002 
veröffentlicht jede Bundesregierung zur 
Mitte der Legislatur den „Armuts- und 
Reichtumsbericht“, jetzt im Mai 2021 
den mittlerweile sechsten. Einfach den 
zweiten mit dem sechsten vergleichen, 
fertig ist der Lack. Nun, um so mehr man 
versucht in der Tabellenwüste der 
Berichte der 6 Bundesregierungen 
herumzuwühlen (allein der 5. von 2017 
umfasst 650 Seiten), desto mehr 
verfestigt sich die Vermutung, dass 
durch unzählige Fakten und Statistiken 
Vergleiche und Schlussfolgerungen nur 
schwer möglich sind. Außer in der 
Überschrift finden sich zum Beispiel  die 
Begriffe „Armut“ und „Reichtum“ in dem 
ganzen Machwerk nicht ein einziges 
Mal.  

Onkel (oder Tante) Dagobert sind dem-
nach nicht reich, sondern 
„hochvermögend“ – und finden sich 
statistisch zusammen mit dem allein-
stehenden Münsteraner Oberstudienrat 
(5178 € Monatseinkommen) in einer 
statistischen Gruppe wieder. Anderer-
seits musst Du als prekär beschäftigter 
und hoffnungslos überschuldeter Suizid-
Kandidat keineswegs verzweifeln – in 

der regierungsamtlichen Statistik wird 
Deine Situation als „negativ vermögend“ 
verzuckert. 

Also versuchen wir es noch einmal mit 
dem DGB-Verteilungsbericht. Da dieser 
sich im Folgenden auf Daten der Credit 
Suisse von 2019 beruft, umgehen wir den 
Vorwurf „arbeitnehmernah“: 

„So besitzen die vermögendsten 10 % über 65 
% des Nettovermögens hierzulande. Allein 
das vermögendste Prozent versammelt 30 % 
des gesamten Vermögens. Auf der anderen 
Seite der Vermögensverteilung sieht es nicht 
so rosig aus. Ein Fünftel der Bevölkerung 
verfügt über faktisch kein Vermögen oder 
hat gar Schulden.“ 

Deutlich wird dabei, dass während der 
gesamten Merkel-Zeit die Umverteilung 
von unten nach oben – wie auch unter 
Schröder und Kohl – sich fortgesetzt hat. 
Wichtige Hebel waren dafür das Hartz-
IV-Regime (2020: 3,9 Mio Menschen) 
und ein ausufernder Niedriglohnsektor. 
2019 hatten 7,9 Mio einen Minijob ohne 
jede soziale Absicherung – von denen 
dann 500.000 im ersten Lockdown 
direkt an das Jobcenter durchgereicht 
werden konnten. 

Von 16 Jahren Merkel liefen 12 unter Be-
teiligung von SPD-Minister:innen. 
Schon daraus erhellt, dass 2005 weder 
ein Macht- noch ein wirklicher Regie-
rungswechsel stattgefunden hat. 

Wem es gelingt, nur aus der Politik eines 
Bundesministeriums herauszube-
kommen, ob an der Spitze jemand von 

SPD oder von der Union sitzt – Respekt, 
derjenige hat wirklich ein Gespür für 
rhetorische Feinheiten. Denn in den 
Inhalten sind sie alle gleich – neoliberal. 

Deshalb ist der Vorwurf von rechts an 
Angela Merkel, sie hätte die Union 
„sozialdemokratisiert“, inhaltlich nur 
schwer nachzuvollziehen. Was soll das 
sein? 

Sie hat 16 Jahre dem deutschen Kapital 
als Kanzlerin treu gedient und den 
Laden in dessen Interesse verwaltet und 
ruhig gehalten. Mehr kannste nicht ver-
langen. Genau vor dieser Aufgabe wird 
auch ihr:e Nachfolger:in stehen.  

Sollte sich jemand Sorgen machen, ob 
die auch eine würdige Nachfolge finden, 
sei an folgende Geschichte erinnert. Als 
die Union 1973 den etwas bräsigen 
Pfälzer Kohl als Vorsitzenden aufs Schild 
gehoben hatte, stocherte dieser anfangs 
recht glücklos im politischen Nebel 
herum. Da beschloss sein damaliger 
Mastermind, Arbeitgeberpräsident und 
SS-Untersturmführer a.D. Hanns Martin 
Schleyer, ihm direkt aus dem Vorstand 
des Henkel-Konzerns den Prof. Kurt 
Biedenkopf als Generalsekretär zuzu-
kommandieren. Und siehe, Helmut ward 
1982 Kanzler. 

Wenn Bundestagswahlen also nichts 
verändern und mit Merkels Nachfolge 
selbes Elend oder schlimmeres zu ge-
wärtigen ist, was fällt uns dann dazu ein? 

Streik in der Schule, Streik in der 
Fabrik – das ist unsre Antwort auf ihre 
Politik! 

<< Deutlich wird dabei, dass während der gesamten 
Merkel-Zeit die Umverteilung von unten nach oben 

– wie auch unter Schröder und Kohl – sich 
fortgesetzt hat. Wichtige Hebel waren dafür das 
Hartz-IV-Regime (2020: 3,9 Mio Menschen) und 

ein ausufernder Niedriglohnsektor. >> 
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D ie Flutkatastrophe mit 230 Todesopfern im Rheinland, extreme Hitzewellen und Hitzerekorde 
von über 48 Grad im Mittelmeerraum, katastrophale Waldbrände in den USA und Kanada: 
Bilder von  Wetterextremen, Dürren, Tornados, Überflutungen und all den damit 
einhergehenden Folgen bestimmten die Nachrichten des Sommers ... Der Klimawandel und 

seine Folgen sind realer als je zuvor, die globale, sich nach und nach offenbarende Klimakatastrophe nicht 
mehr wegzureden und selbst die Corona-Krise tritt bei diesen Meldungen in den Hintergrund. Aber nicht 
nur die Temperaturen erhitzen die Gemüter, auch der deutsche Bundestagswahlkampf ist voll entbrannt. 
Ein genauer Blick auf die Wahlversprechen der Parteien zeigt zumindest, dass ein Feuer nicht größer wird: 
Die Glut der Hoffnung, dass diese Parteien die ökologische Krise lösen werden. 

IPPC-Bericht über die Klimakrise 

Anfang August erschien der 1. Teil des 6. 
Sachstandsberichts des Weltklimarates 
IPPC, um die katastrophale Situation des 
Klimas zu beschreiben. Es wurden alle 
vorherigen Sachberichte bestätigt und 
konkretisiert. Bereits jetzt beträgt die 
Klimaerwärmung über 1 Grad, wenn wir 
an die Ziele der Weltklimakonferenz in 
Paris denken, sind die 1,5 Grad nicht 
mehr fern, unkontrollierbare Kipppunkte 
bedrohlich nahe und dass die rasant an-
steigende Klimaerwärmung seit den 
1970er Jahren menschengemacht ist, ist 
wieder einmal schwarz auf weiß be-
wiesen. Wetterkatastrophen und 
Extremwetterlagen werden sich bei 
dieser Situation weiter häufen, die Prog-
nosen sehen düster aus. 

Der aktuelle IPPC - Bericht zeigt außer-
dem konkret, wie viel absolutes CO2 - 
Budget weltweit vorhanden ist, dh wie 
viel CO2 Gesamtmenge auf der ganzen 
Welt noch ausgestoßen werden darf, um 
die Erderwärmung nicht weiter voran zu 
treiben. Um mit 83%iger Wahrschein-
lichkeit unter 1,5 Grad zu bleiben, 
dürften weltweit nur noch 300 Giga-

tonnen CO2 ausgestoßen werden, bei 
einem momentanen Jahresausstoß von 
35 Gigatonnen, der auch in den letzten 
Jahren nicht reduziert wurde, wird 
schnell klar, dass der Spielraum extrem 
klein ist. 

Bundestagswahl und leere Verspre-
chungen 

Der IPPC-Bericht zeigt klar und deutlich, 
dass ein schnelles und radikales Han-
deln notwendig wäre, um die Klima-
erwärmung zumindest soweit aufzu-
halten, dass der Planet für den Großteil 
der Menschen bewohnbar bleibt. Wenn 
wir uns jedoch die Wahlversprechen der 
etablierten Parteien zur deutschen 
Bundestagswahl am 26. 9. 2021 
anschauen, sehen wir, dass die Pläne der 
Regierenden und Herrschenden weit 

davon entfernt sind, grundlegend etwas 
ändern zu wollen. Alle größeren Parteien 
– bis auf die AfD – ernennen sich selbst 
zu ökologischen Parteien, alle sind 
„grün“, alle sind „nachhaltig“, alle ver-
sprechen „das Klima zu retten“, doch die 
Forderungen und Versprechen zeigen, 
dass diese Politik wenig mit einer 
Lösung der Klimakrise zu tun hat. 

Die CDU möchte die Treibhausgas-
neutralität Deutschlands bis 2045 durch 
neue Technologien und Innovationen er-
reichen, dabei wird auf das bereits in der 
Vergangenheit nicht funktionierende 
Instrument des Emissionshandels ge-
setzt, die dadurch entstehenden Mehr-
belastungen sollen durch gezielte Ent-
lastungen im Bereich Wohnen und 
Mobilität kompensiert werden. 
Klimaneutralität wird als Wettbewerbs-
vorteil verkauft. Es ist klar, die Wirt-
schaft steht im Vordergrund. 

Die Grünen können sich diesem Kurs 
gut anschließen. Sie setzen ebenso nach 
wie vor auf den Emissionshandel sowie 
auf rechtliche Ansätze durch eine 
Novelle des Energiesteuergesetzes. Die 
bis jetzt schon weitgehend 
konsequenzlose CO2-Bepreisung soll 
weiter ausgebaut werden1, Anreize für 
Unternehmen, klimafreundliche 
Prozesse einzuführen gegeben und Tech-
nologien weiterentwickelt werden. Auch 
die Grünen haben verstanden, dass green 
technology, oder ehrlicher gesagt green 
washing, ein großes Investitionsfeld für 
das Kapital eröffnet. Sie wollen lediglich 
den politischen Rahmen dafür stellen 
und den Unternehmen und Konzernen 
Planungs- und Investitionssicherheit 
liefern. Eine Koalition zwischen Schwarz 
und Grün erscheint unter diesen An-
sagen weniger wie eine schwierige 
Kompromisspartnerschaft sondern mehr 
wie eine richtige Romanze. 

Die SPD weicht in ihren Klima-
forderungen ebenfalls nicht grundlegend 

<< Wir können durch die Versprechen der 
etablierten Parteien sehen, dass ihre Lösungen 

der Klimakrise voll und ganz von der 
kapitalistischen marktwirtschaftlichen Logik 

durchdrungen sind. >> 
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von dieser Ausrichtung ab. Ihr Motto 
lautet Ausbau der erneuerbaren Ener-
gien und dabei bitte Arbeitsplätze 
sichern. Die Linke geht schon einige 
Schritte weiter, sieht eine Grundursache 
der Klimakrise im Kapitalismus, traut 
sich jedoch auch nicht, die Funktions-
mechanismen der kapitalistischen 
Produktionsweise anzugreifen. Es soll 
ein staatlicher Industriefonds mit über 
20 Milliarden Euro im Jahr gegründet 
werden, der die ökologische Trans-
formation regeln soll. Insbesondere der 
Umbau der Automobilindustrie soll 
damit unterstützt werden. Von diesem 
Fonds sollen aber nur jene Betriebe 
profitieren, die Arbeitsplätze sichern und 
gute Löhne und flächendeckende Tarif-
verträge garantieren. 

Perspektiven oder Sackgassen? 

Wir können durch die Versprechen der 
etablierten Parteien sehen, dass ihre 
Lösungen der Klimakrise voll und ganz 
von der kapitalistischen marktwirt-
schaftlichen Logik durchdrungen sind. 
Profit, Wettbewerb und Konkurrenz 
müssen um jeden Preis aufrecht er-
halten und das Investitionsfeld der 
„grünen Marktwirtschaft“ weiter er-
öffnet werden. Wirkliche Einschrän-
kungen von Unternehmen und 
Konzernen, Untersagungen und strikte 
Bestimmungen wird es nicht geben, 
stattdessen möchte man Anreize für 
grüne Investitionen schaffen. 

Es werden beispielsweise die „carbon 
contracts for difference“ (CCfD) weiter ins 

Spiel gebracht, die schon von der 
jetzigen Bundesregierung und dem in 
CDU-Händen liegenden Bundes-
wirtschaftsministerium gefördert 
werden. Dabei handelt es sich um 
Instrumente aus der Finanzwirtschaft, 
die eine Produktpreisabsicherung für 
Unternehmen gewährleisten sollen. 
Schwankungen im Emissionshandel 
sollen durch die CCfD ausgeglichen 
werden, indem höhere Produktpreise 
von Unternehmen, die in den Klima-
schutz investieren und mehr CO2 ein-
sparen, durch den Staat und somit in 
Wahrheit durch den Steuerzahler über-
nommen werden. Den Unternehmen 
werden so Milliarden in den Rachen ge-
worfen, ohne wirklich viel fürs Klima zu 
ändern. Klimafreundlichen Unter-
nehmen wird lediglich der Wettbewerbs-
nachteil gegenüber klimaschädlichen 
Unternehmen ausgeglichen, klima-
schädliche Produktion jedoch weiterhin 
toleriert. 

Natürlich wird auch das dann durch die 
richtigen Anreize wie immer vom Markt 
selbst geregelt und plötzlich durch un-
sichtbare Zauberhand sind alle Unter-
nehmen lieb und klimafreundlich, so 
wie wir es auch schon durch die CO2-
Bepreisung sehen durften ... oder auch 
eben nicht. 

Weitere „innovative Ansätze“ sind, Erd-
gas als „Brückentechnologie“ zu ver-
kaufen, da es als fossiler Energieträger 
ein bisschen weniger schmutzig ist als z. 
B. Braunkohle, oder nach wie vor mit 

Freude in die E-Mobilität zu investieren, 
obwohl bereits bekannt ist, dass auch 
dieser Zugang weit entfernt von Klima-
freundlichkeit ist. 

Schlussendlich bleibt der grundsätzliche 
Widerspruch bestehen, dass die 
ökologische Krise im Kapitalismus nicht 
zu lösen sein wird, dass die Produktion 
radikal unter dem Gesichtspunkt der 
Begrenztheit der natürlichen Ressourcen 
auf diesem Planten zum Wohle aller um-
gestellt werden muss. Das vorhandene 
CO2 -Budget muss demokratisch und im 
Sinne der Gesellschaft und nicht im 
Sinne des Profits verteilt werden, tech-
nologische Innovation alleine wird uns 
nicht retten. 

Für einen Einblick in eine schwarz-grün 
Regierung: siehe Artikel zu Österreich, S. 6 

Aktiv werden? Am 24.9.2021 Fridays For 
Future - Globaler Klimastreik  

Referenzen 

1 Für eine ausführlichere Diskussion der 
CO2-Bepreisung siehe unseren Artikel: 
https://www.sozialismus.click/co2-
steuer-die-illusion-eines-gruenen-
kapitalismus/  
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B eim Amtsantritt der Regierung aus konservativer ÖVP1 und Grünen im Januar 2020 galt diese 
vielen als Zukunftshoffnung für den Klimaschutz und die Bändigung der nach rechts 
rückenden ÖVP. Doch bis jetzt heißt es beim Klimaschutz: Bitte warten! Gleichzeitig kann die 
ÖVP ihre rassistische und autoritäre Politik mit den Stimmen der Grünen fortsetzen. Dieses 

vermeintlich "Beste aus beiden Welten" ist höchstens die Zukunftshoffnung des Kapitals: ein autoritärer 
Krisenkapitalismus garniert mit einer Prise Greenwashing.  

Mitte August gab die ehemalige Wiener 
Grünen-Chefin und Ex-Vizebürger-
meisterin Birgit Hebein ihren Austritt 
aus der Grünen Partei bekannt: "Als 
Mitverhandlerin der türkis-grünen 
Koalition erkenne und kritisiere ich, dass 
dabei unsere Demokratie, der gesell-
schaftliche Diskurs, der Rechtsstaat, das 
Parlament und die Medien sich in eine 
türkis-autoritäre Richtung entwickeln 
und der türkise Weg weitergeht, als wäre 
nichts gewesen." Mit dieser Ein-
schätzung steht sie nicht alleine da.  

"Neuer Stil" 

Überraschend ist das alles freilich nicht. 
Wer sich mit Hunden ins Bett legt, darf 
sich nicht wundern, wenn er:sie mit 
Flöhen aufwacht. Unter Sebastian Kurz 
hat die türkis umgefärbte ÖVP einen 
"neuen Stil" propagiert. Hinter der hoch-
polierten Fassade besteht dieser aus dem 
Erhalt und Ausbau von Macht und Kon-
trolle über den Staatsapparat, Medien 
und die Justiz. Genährt von einem Spen-
den-Netzwerk aus Superreichen und 
Großunternehmen. 

Ein Teil dieser Praktiken ist im Ibiza-
Untersuchungsausschuss des Parla-
ments beleuchtet worden. Ging es am 
Anfang noch um das Ibiza-Video und 
den Ex-FPÖ-Vizekanzler Strache, 
rückten schon bald die Praktiken der 
türkisen ÖVP und deren geleakte Chats 
ins Zentrum. Diese ließen Strache und 
Konsorten wie eine Kindergarten-Truppe 
naiver Amateure aussehen. Der                 

U-Ausschuss offenbarte den "türkis-
blauen Plan, dessen Ziel es war, die 
Republik still und heimlich 
umzubauen", es ging um "Selbst-
bereicherung" und "Postenschacher im 
ganz großen Stil" – so steht es im Grünen 
Abschlussbericht zum U-Ausschuss. 
Dennoch stimmten die Grünen mit der 
ÖVP gegen dessen Verlängerung.  

Das große "kleinere Übel" 

Die Grünen haben die Koalition mit der 
ÖVP von Anfang an mit Klimaschutz ge-
rechtfertigt. Dass die ÖVP und die hinter 
ihr stehenden Unternehmen und 
Wirtschaftsverbände keinerlei Interesse 
an einer ökologischen Wende haben und 
diese boykottieren ist nicht über-
raschend.  

Doch die Grünen verkauften die Illusion 
einer geschickten Politik, die zwar 
manche unangenehmen Kompromisse 
eingehen muss, dafür aber effektiven 
Klimaschutz durchsetzen kann. 

Die bisherigen "Erfolge" der Grünen sind 
lächerlich. Statt dem angekündigten 
österreichweiten 1-2-3-Öffi-Ticket, 

kommt das "Klimaticket Now"2, eine ab-
gespeckte Variante ("vorerst") ohne den 
großen Wiener Ballungsraum. Aber der 
Zusatz "Now" soll vermitteln, dass "Jetzt" 
gehandelt wird – auch wenn das Kon-
zept zu nichts taugt.  

Klimaschutzgesetz und ökosoziale 
Steuerreform wurden immer noch nicht 
konkretisiert. Eine Liste von klima-
schädlichen Subventionen wurde er-

stellt, aber nicht veröffentlicht. Straßen-
bauprojekte werden "evaluiert". Die Ein-
führung eines Plastik-Pfandsystems 
wurde von Supermarktkonzernen und 
Wirtschaftskammer verhindert. 

Dass die im Koalitionsabkommen als 
Ziel festgeschriebene Klimaneutralität 
Österreichs bis 2040 so nicht erreicht 
werden kann, ist völlig klar. Die ÖVP und 
die hinter ihr stehenden Interessens-
gruppen setzen auf Verzögern und Ver-
wässern – bis zu möglichen Neuwahlen. 
Doch bisher sind die Grünen immer mit-
gegangen. 

Klimaschutz = Klassenkampf 

Das alles ist kein Zufall und nicht nur 
der Starrköpfigkeit der ÖVP geschuldet. 
Es sind vielmehr die großen Konzerne 
und Interessensverbände, die über die 
ÖVP die Politik dominieren, die effektive 
Klimamaßnahmen verhindern und 
gleichzeitig massiv Subventionen für 
"grüne" Technologien abgreifen. Das 
Elend der Klimapolitik der Grünen zeigt 
einmal mehr: um unseren Planeten und 
unsere Zukunft zu retten, muss die 
Macht des Kapitals und der großen 
Unternehmen gebrochen werden. Das 
ist von keiner Partei im Parlament um-
setzbar, sondern nur von den 
Arbeitenden selbst.  

Referenzen 

1 ÖVP — Österreichische Volkspartei 

2 Das geplante 1-2-3-Öffi-Ticket sollte zur 
Nutzung aller öffentlichen Verkehrs-
mittel mit einem Ticket berechtigen.  
Das „Klimaticket now“  umfasst nicht 
alle Öffis und ist für Nutzer:innen im 
Endeffekt teurer. 

<< Das Elend der Klimapolitik der Grünen zeigt 
einmal mehr: um unseren Planeten und unsere 

Zukunft zu retten, muss die Macht des Kapitals und 

der großen Unternehmen gebrochen werden. >> 
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Das Berliner Unternehmen Gorillas ist 
ein Beispiel der „Plattformökonomie“, 
die auf der online-Vermittlung von Auf-
trägen über sogenannte Plattformen be-
ruht. Diejenigen, die sich aufs Fahrrad 
schwingen heißen „riders“. Im Betrieb 
wird nämlich ausschließlich Englisch 
gesprochen. Die jungen Arbeiter:innen 
stammen aus der ganzen Welt 
(Südeuropa, Lateinamerika ...) und freuen 
sich, eine gemeinsame Sprache zu teilen 
und auch eine besondere Kultur… 

Als im Juni ein Rider fristlos entlassen 
wurde, traten 100 von ihnen in den 
Streik! Gruppen von Ridern sammelten 
sich vor den Warenlagern, und schon 
ging‘s los! In der Probezeit kann Gorillas 
jederzeit ohne Angabe von Gründen ent-
lassen und für befristete Verträge von 
einem Jahr dauert die Probezeit trotz 
alledem 6 Monate. 

Ein paar Wochen später, nachdem Un-
wetter zu mehreren Unfällen geführt 
hatten, organisierten sie einen neuen 
Streik, um vom Unternehmen korrekte 
Regenjacken zu fordern. Der Streik ver-
breitete sich in mehreren Lagern in 
Berlin und wurde zum Erfolg! Die Rider 
bekommen ihre Arbeitsanweisungen per 
Handy: So sind sie auch schnell dabei, 
sich online zu organisieren. Der Werbe-
spruch von Gorillas, die Ware werde 
innerhalb von 10 Minuten geliefert, 
wurde von den Ridern zu: „Wir 
organisieren uns in weniger als 10 
Minuten!“ 

Damit hatten die Profitgeier wohl nicht 
gerechnet, die innerhalb von wenigen 
Monaten Hunderte Millionen in Gorillas 
investiert haben. Die Investoren, die das 
im letzten Jahr gegründete Gorillas so 
auf einen Marktwert von mehr als einer 
Milliarde Dollar gebracht haben, 
schielen auf die Gewinne von Amazon, 
Google oder anderer großer online-
Plattformen: Es wird massiv Risiko-
kapital ins Unternehmen gepumpt, in 

der Hoffnung, dass es schnell genug 
wächst und eine Monopolstellung unter 
den Internet-Anbietern erreicht. Dann 
kann irgendwann auch mal Gewinn er-
wirtschaftet werden... 

Daher öffnet Gorillas zurzeit weitere 
Lager in Berlin. Überall werden 
Dutzende Fahrräder auf dem Gehweg ge-
parkt, so dass ein Berliner Bezirk schon 
Bußgelder gegen die gewerbliche Nut-
zung des Bürgersteigs erheben will. 

Der ewige Traum aller Börsen-
spekulant:innen war schon immer, als 
Vermittler zu wirken und nur eine Soft-
ware zu betreiben, ohne jegliche 
materielle Investition machen zu 
müssen. Das hat schon vor 20 Jahren zur 
„New-Economy-Blase“ und einem 
Börsenkrach geführt. Das Problem ist, 
dass die eigentliche Arbeit – die 
Lieferung – immer von realen Menschen 
geleistet wird ... 

They love cycling? 

Wenn sie um 22 Uhr einem Allein-
erziehenden Windeln liefern, haben die 
Rider zu Recht das Gefühl, eine 
nützliche Rolle in der Gesellschaft zu er-
füllen. Doch die Bedingungen, unter 
denen sie das tun, sind denkbar undank-
bar. Daher haben die Rider, die den Job 
oft neben einem Studium oder nur über-

gangsweise machen, schnell den 
Klassenkampf gelernt: Zum Beispiel die 
Notwendigkeit, den Chefs den Zugang zu 
einer Vollversammlung zu verweigern, 
wenn man sich organisieren will. Die 
FAU (Freie Arbeiter:innen Union) hat bis 
jetzt juristische und organisatorische 
Unterstützung geleistet, aber ein 
„Gorillas worker's collective“ hat sich 
auch selbst organisiert. Befristete 
Verträge, Probezeiten, Schummeleien bei 
der Abrechnung, das Handy als Arbeits-
mittel, das aber nicht vom Unternehmen 
bezahlt wird und ein fehlender Tarif-
vertrag sind einige der Probleme, die sie 
in einem Forderungskatalog angehen 
wollen. 

Die Werbung von Gorillas präsentiert 
Rider, die gerne Fahrrrad fahren. But 
they love striking too … 

 

Mehr über einen anderen Kampf von 
Lieferant:innen in Nantes in unserem 
podcast:  

L ieferando, Wolt, Uber Eats, Gorillas… Wer hat sie noch nicht gesehen in Berlin? Mit großen bunten 
Rucksäcken und Fahrrad, mittags oder spät am Abend, liefern sie fertige Gerichte oder 
Lebensmittel aus. 
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A m 11. und 12. August sowie am 23. und 24. August streikten die Bahnerinnen und Bahner der 
Deutschen Bahn (DB), im Güterverkehr waren die Streiks noch etwas länger. Laut der 
Gewerkschaft GDL haben über alle Tage hinweg 10.000 gestreikt. In manchen Regionen fielen 
90% der Züge aus. Aber es gab auch die Meinung bei Streikenden, dass insgesamt noch zu viel 

gefahren ist. Wenn es nach ihnen ginge, könnte es mit dem Streik gleich weiter gehen. 

Im Streiklokal Berlin-Ostbahnhof 
kursierte am letzten Streiktag die Idee 
von 10 Tagen am Stück, was große Aus-
wirkungen hätte und angesichts der 
Blockade der DB völlig gerechtfertigt 
wäre. Dann könnte die DB auch nicht 
mit ihren Führungskräften und auf dem 
Rücken der Beamten einen Ersatz-
fahrplan durchziehen. 

Monatelanges „Verhandeln“ und 
Drohen lassen die Verärgerung größer 
werden 

Seit Herbst letzten Jahres zogen sich die 
Verhandlungen zwischen der DB und 
der kleineren Bahngewerkschaft GDL 
über Lohnerhöhungen, Altersversorgung 
und vielem mehr, hin. Seit langem ver-
breitet der Vorstand der DB seine Lügen 
über die ach so privilegierten Lokführer, 

die ach so verhandlungsbereite DB, die 
ach so schwierigen Zeiten und hat dafür 
die Presse auf ihrer Seite. Aber so kennt 
man es aus allen Branchen. Von der DB, 
auch wenn sie 100% staatlich ist, ist 
nichts anderes zu erwarten. 

Seit dem Frühjahr sprach der GDL-Chef 
Weselsky deshalb von Streiks. Als sich 
im Juni die Verhandlungssituation zu-
spitzte und klar war, dass die DB an 
einer Nullrunde festhält und nichts 
weniger als Unterwerfung verlangt, war 
die Enttäuschung bei nicht wenigen 
GDL-ern allerdings deutlich, als 
Weselsky ankündigte, dass es erstmal 
keine Streiks, sondern zunächst eine 
Urabstimmung Anfang August geben 
wird. Sicher haben die GDL-Oberen 
darauf gehofft, dass der DB-Vorstand 

sich von der Drohung eines Streiks 
beeindrucken lässt. Drohen mit Streik, 
das ist eine übliche Strategie der oberen 
Ränge der Gewerkschaftsapparate. Aber 
das hat nicht funktioniert. 

Der GDL-Vorstand hat auch selbst ent-
schieden die Forderungen deutlich zu-
rück zu schrauben. Aus ursprünglich 
4,8% Lohnerhöhung für dieses Jahr und 
1.300 Euro Corona-Prämie sind 1,4% 
dieses Jahr und 1,8% nächstes Jahr und 
damit eine Laufzeit von 28 Monaten ge-
worden, in denen die Löhne fest-
geschrieben sind und die sogenannte 
„Friedenspflicht“ ohne Streiks herrschen 
soll. Angesichts der höheren Inflation 
wird das schnell „aufgefressen“. Außer-
dem soll die DB nun 600 Euro Corona-
Prämie zahlen. Sicher haben Weselsky 

Berlin, 23. August 2021: einige Streikende der GDL kommen zur Unterstützung zu den Streikenden von Vivantes und Charité.  
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und seine Leute viele Erklärungen für 
dieses Zögern. Es gibt Gegenwind von der 
DB, aus der Politik, der Wirtschaft, das 
sogenannte Streikrecht in Deutschland 
ist ein Korsett und gibt den Unter-
nehmen immer wieder Möglichkeiten, 
gegen Streiks gerichtlich vorzugehen, 
dazu das relativ neue Tarifeinheitsgesetz, 
und schließlich entsprechen die Forde-
rungen den Erhöhungen im Öffentlichen 
Dienst… 

Ja, es gibt Schwierigkeiten. Diese 
Schwierigkeiten betreffen nicht nur die 
Bahner:innen. In allen Branchen gibt es 
Druck von den Unternehmen. Und die 
sind sich einig, dass die 
Arbeiter:innenklasse die Kosten der 
Wirtschaftskrise und der Corona-
Pandemie tragen sollen. Darauf müssen 
Antworten gefunden werden. Wo sind 
die Verbündeten bei den Beschäftigten, 
innerhalb der DB, aber auch in den 
anderen Branchen? Wie kann der Streik 
stark und breit werden? 

Die Leute um Weselsky haben sich statt-
dessen dafür entschieden, tatsächlich 
sehr zahm zu verhandeln und die (Streik)
Handbremse anzuziehen.  

Politisch setzt der GDL-Vorstand auf die 
Nähe zu den Bundestagswahlen und hat 
den Schulterschluss mit den Grünen und 
den Privatbahnen gesucht, die sich für 
eine weitere Aufspaltung des DB-
Konzerns einsetzen, was weitere 
Privatisierungen und „Wettbewerb“ auf 
den Schienen befeuern soll. Das ist 
sicher nicht im Interesse der 
Bahnbeschäftigten… 

Aber das Zurückziehen auf sehr 
moderate Forderungen hat die DB nicht 
„überzeugt“. Sie beharrt auf einer Null-
runde dieses Jahr und will erst 2022 die 
Löhne um 1,5% und 2023 um 1,7% er-
höhen bei einer Dauer des Tarifvertrages 
von 40 Monaten. Dazu kommen Kürzung 
der Altersvorsorge, keine Aussagen zur 
Höhe einer Coronaprämie und vielen 
anderen Forderungen zu besseren 
Teilzeitregelungen im Alter, Schichten, 
Zuschlägen etc. 

Die lang erwarteten Streiks heben 
wieder die Laune 

Die Abstimmung am 9. August zeigte 95% 
Zustimmung zu Streiks. Daher war die 
Erwartung bei den Bahner:innen, dass es 
gleich und mit langem Streik losgehen 
wird. Die stattdessen genau genommen 
nur wenigen Streiktage im August emp-
finden die Streikenden eher als 
„Aperitif“. 

In den Streiklokalen und bei den Streik-
posten war die Stimmung daher gut. In 
manchen Regionen fielen 90% der Züge 
aus. Jedes bestreikte Stellwerk wurde be-
jubelt (auch wenn das doch selten war). 
Es gab vereinzelt verbeamtete 
Bahner:innen, die vor Dienstantritt bei 
den Streikposten vorbeikamen. Fahr-
dienstleiter, Gastronomie, Zugbegleiter, 
Instandhaltung Werkstatt, Lokführer… 
Viele Berufsgruppen waren bei den 
Streikposten zu treffen. Der Streik war 
auch eine Gelegenheit, in Ruhe mit-
einander zu quatschen. 

Es gibt eine Entschlossenheit, die DB 
mal richtig bluten zu lassen. Es geht um 
„Wertschätzung für unsere Arbeit“, die 
Kürzung der betrieblichen Alters-
versorgung und eine Nullrunde zu ver-
hindern. In den Gesprächen, während 
des Streiks, ging es immer und immer 
wieder um die schlauchenden Schichten 
und das Personal, das überall fehlt. 
Wütend machen auch die 
Bonuszahlungen der Führungsetage der 
DB und die 10% Gehaltserhöhung für 
Bahnchef Lutz… Die Liste ist lang. Der 
letzte Streik der GDL ist sechs Jahre her, 
da ist gut was zusammen gekommen. 

Trotz der Streiks geht der DB-Vorstand 
kein bisschen auf die Arbeitenden zu. 
Könnte sein, dass die DB zu hoch pokert. 
Wenn es nach den Streikenden geht, 
werden wir noch länger ausgefallene Zü-
ge und GDL-Fahnen vor den Bahnhöfen 
sehen. Und auch Bahner:innen, die trotz 
Streik arbeiten, weil sie zum Beispiel in 
der anderen größeren Bahngewerkschaft 
EVG sind, wäre eine Verlängerung 
willkommen. Das bringt ruhige Dienste. 

Aber viele EVG-ler haben auch echte 
Sympathie für diesen Arbeitskampf. 

EVG: „wann dieser Tarifkonflikt vorbei 
ist, das bestimmen wir“ - mal sehn!? 

Der EVG-Vorstand hatte vor einem Jahr – 
überraschend für die eigenen Mitglieder 
– einem „Bündnis für die Bahn“ zuge-
stimmt und mit dem DB-Vorstand und 
der Bundesregierung Kürzungen bei den 
„Personalkosten“ von 2 Milliarden ver-
einbart. Das mündete letzten Herbst in 
einen Tarifvertrag mit Nullrunde dieses 
Jahr und mickrigen 1,5% nächstes.  

Der DB-Vorstand, Vertreter:innen der 
Politik (vor allem SPD und CDU) und 
EVG-Chef Hommel verteidigen Hand in 
Hand verbissen diese Verarsche und 
werfen der GDL vor, unangemessen und 
egoistisch zu handeln. Aber alle 
Bahner:innen sehen, dass die GDL-er 
sich nicht verarschen lassen wollen und 
dass Streiks was bringen können. Daher 
sah sich Hommel gezwungen, ein 
bisschen mit der Streik-Weste zu wedeln 
und auf eine Sonderklausel im Tarif-
vertrag hinzuweisen. Die EVG hatte – wie 
üblich – in den Tarifvertrag reinge-
schrieben, dass im Falle höherer Verein-
barungen mit der GDL, die EVG einen 
Nachschlag verlangen darf und ein 
Sonderkündigungsrecht hat. Kann es 
wirklich noch zu einem Streik-Pingpong 
kommen? Der DB-Vorstand will das ver-
hindern, der EVG-Vorstand ist auch 
nicht scharf drauf. 

Für diejenigen, die gestreikt haben, sind 
all diese komplizierten politischen und 
rechtlichen Fragen in den Hintergrund 
getreten: der Streik soll weitergehen 
„weil das unser wichtigstes Druckmittel 
ist“. 

27. August 2021 

 

Wollt ihr mehr wissen? Dann besucht 
die Website unseres Betriebsflugblattes 
„Zugfunke“ bei der Deutschen Bahn. 

<< Aber alle Bahner:innen sehen, dass die GDL-er 
sich nicht verarschen lassen wollen und dass Streiks 

was bringen können. >> 
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I m Rahmen der „Berliner Krankenhausbewegung“ sind mehrere hundert Kolleg:innen des 
Universitätskrankenhauses Charité, des Krankenhausverbundes Vivantes sowie die Vivantes 
Tochtergesellschaften1 in den letzten Wochen und Monaten aktiv geworden. Sie fordern mehr 
Personal sowie einen TVÖD2 für alle! Ihren Höhepunkt hatte die Bewegung bisher vom 23. bis                  

25. August, als alle Kolleg:innen – egal ob Pflege, Reha, Hebammen, Azubis, Therapeut:innen oder Service-
Mitarbeiter:innen – zu einem 3-tägigen Warnstreik aufgerufen worden sind. 

Was ist neu? 

Das Thema Entlastung in der Pflege 
steht in Berlin seit 2012 auf der Agenda. 
Anders als 20153 war die Gewerkschaft 
ver.di diesmal bereit, Charité, Vivantes 
und die Töchter gemeinsam in die Aus-
einandersetzung zu führen. Neu war 
auch die starke Beteiligung der Azubis 
und Hebammen – trotz starker Re-
pressionen (Androhung unent-
schuldigter Fehlstunden bis hin zur 
Kündigung). 

Vor allem während der Corona-Zeit sind 
die katastrophalen Personalzustände an 
den Krankenhäusern zu Tage ge-
kommen. Aber diese Situation herrschte 
schon lange vorher: eine Durchschnitts-
verweildauer im Pflegeberuf von 7 
Jahren, keine Pausen, Kolleg:innen, die 
Zweitjobs annehmen müssen, da das 
Geld nicht reicht oder regelmäßig 
Dienstpläne mit geplanten Über-
stunden. Und während Lufthansa und 
Co. von der Politik mit Milliarden von 
Euro subventioniert wurden, soll die 
Pflege mit einem lauen Applaus nach 
Hause gehen. 

Auch für die Kolleg:innen bei den      
Töchtern ist die Situation katastrophal. 
Während der 2000er Jahre wurden in 
Berlin unter einem rot-schwarzen Senat 
nicht-pflegerische Bereiche outgesourct, 
um Tarifflucht zu begehen und somit 
Kosten zu sparen: so haben Kolleg:innen 
für die gleiche Arbeit bis zu 800 € 

weniger bekommen im Vergleich zum 
TVÖD! Dazu kamen weniger Urlaub, 
längere Arbeitszeiten und mehr Arbeits-
hetze. In der Reinigung bei Vivantes 
(Viva Clean) z. B. stieg die zu reinigende 
Fläche je Beschäftigten um bis zu 40 %. 

Für die Vivantes-Geschäftsführung ist 
ein TVÖD für alle angeblich nicht     
möglich: sie rechnet mit 35 Mio. € Mehr-
kosten. Dabei heißt das vor allem eins: in 
den letzten Jahren wurden Millionen an 
Euros auf dem Rücken der Beschäftigten 
gespart. Beim größten Medizinlabor 
Europas – dem Labor Berlin Vivantes 
Charité – wird behauptet, der TVÖD 
koste um die 8 Mio. € im Jahr und das 
wäre nicht finanzierbar. Entweder 
Kolleg:innen müssten entlassen werden 
oder das Labor schließt. Wenn ein so 
wichtiges Labor aber nur existieren 
kann, wenn es seine Beschäftigten mit 
Mindestlöhnen abspeist, dann soll der 
Laden doch geschlossen werden. Sollen 
die Verantwortlichen ehrlich sein und 
sagen, das ist zu teuer und das sie nicht 
für unsere Gesundheitsversorgung        
bezahlen wollen. 

Eine der Hauptursachen dieser prekären 
Lage ist das Finanzierungssystem4 der 
Krankenhäuser. Und ein Gesundheits-
system, das nur zu Lasten der Beschäf-
tigten funktioniert, verdient diesen 
Namen nicht und gehört revolutioniert. 
Das haben auch die Kolleg:innen            
erkannt, z. B. wurden während des 
Warnstreiks Sprüche skandiert wie 

„Kapitalismus - raus aus den Kliniken“ 
oder „Ändert das System - sonst gehen 
wir“. 

Wenn Solidarität Angst macht 

Diese solidarische Bewegung hat der 
Vivantes-Geschäftsführung nicht ge-
fallen: mit zwei einstweiligen Ver-          
fügungen5,6, haben sie den Kolleg:innen 
von Vivantes und Töchtern den Streik 
verboten. Und somit wurde dieser Warn-
streik auch ein Kampf für das Recht auf 
Streik in Kliniken. 

Das Problem hier war die Notdienst-  
vereinbarung (NDV)7. Dabei sind Streiks 
in Berliner Kliniken nichts Neues – 2019 
wurde auch in diesen Häusern für die 
TVÖD-Verhandlungen gestreikt und 
2020 gab es einen 50-tägigen Streik bei 
der Charité-Tochter CFM (Charité 
Facility Management). Zusätzlich gab es 
ein 100-tägiges Ultimatum an die         
Geschäftsführungen – aber diese wollte 
nicht ernsthaft über eine NDV ver-
handeln. Der Vorschlag der Vivantes-
Chefs war vielmehr eine Frechheit: 
während des Streiks sollten die Service-
Bereiche und z. T. auch Stationen           
tatsächlich besser besetzt werden, als es 
im Normalbetrieb der Fall gewesen wäre!
8 Das ist natürlich eine reine Schikane, 
um es den Streikenden möglichst 
schwer zu machen.  

Die Charité hat überraschenderweise 
keine Klage gegen den Streik eingereicht 
– wollten sie der „Good-Cop“ in diesem 
Streikdrama sein? Oder haben sich die 
Geschäftsführungen abgesprochen       
zusammen mit dem Senat, dass jeder 
mal streiken darf, aber ja nicht 
zusammen?  

<< Und ein Gesundheitssystem, das nur zu Lasten 
der Beschäftigten funktioniert, verdient diesen 

Namen nicht und gehört revolutioniert.  >> 
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Auch an der Charité wurden Verhand-
lungen zu einer Notdienstvereinbarung 
abgebrochen und mit einer Klage           
gedroht. Der Wunsch der Charité 
Verhandlungsführer:innen: Entlastung 
soll konkret über eine Dienst-
vereinbarung geregelt werden. Dabei soll 
der Tarifvertrag nur als Rahmen dienen 
und gleichzeitig eine weitere 
Flexibilisierung der Pflege festschreiben 
– ausgebildete Pflegekräfte müssten 
überall einsetzbar sein. Als könnte eine 
beliebige Versetzung der Kolleg:innen 
über alle Standorte und Stationen der 
Charité den Pflegemangel lösen. Am 
Ende hat die Charité zwar nicht geklagt, 
aber sie wollte keine Zugeständnisse 
machen und ganz sicher wollen sie auch 
keinen Tarifvertrag. 

Dieser gemeinsame Kampf der 
Kolleg:innen über Konzerngrenzen hin-
weg ist ein wichtiger Schritt und macht 
den Geschäftsführungen ordentlich 
Angst. Daher ist es auch verwunderlich, 
dass ver.di im Februar dieses Jahres ein 
Schlichtungsergebnis an der CFM akzep-
tierte – die Kolleg:innen der Charité 
Tochter kämpften seit 2011 für den 
TVÖD und kurz bevor alle anderen auf 
die Straße gegangen sind, wurden sie 
„fertig verhandelt“. Es wurde ein Haus-
tarifvertrag abgeschlossen, welcher nicht 
mit dem TVÖD vergleichbar ist und auch 
keine Angleichung in der Zukunft vor-
sieht. Die Krankenhausbewegung und 
die CFM-Beschäftigten hätten aber alle 
von diesem gemeinsamen Kampf enorm 
profitieren können. 

Und die Politik macht mit 

Da Charité und Vivantes beides landes-
eigene Betriebe sind, sitzen auch 

Politiker:innen mit in den Aufsichts-
räten. Haben sie etwa nichts gewusst 
von den einstweiligen Verfügungen? 
Sehr unwahrscheinlich. Könnten sie 
diese nicht per Gesellschafteranweisung 
zurücknehmen? Ja, könnten sie. Doch 
auf welcher Seite sie stehen wird immer 
wieder deutlich, wie z. B. auf der Presse-
konferenz von Michael Müller am 24. 
August. Er betonte, dass die Kolleg:innen 
natürlich ein Streikrecht hätten. Doch 
das Wichtigste wären die Tarif-
verhandlungen – und am allerbesten 
wäre eine Moderation, also eine Schlich-
tung. Obwohl bei den Vivantes-Töchtern 
nicht mal ein Angebot vorliegt, soll        
geschlichtet werden. Kolleg:innen, die 
seit Jahren über Personalmangel klagen, 
sollen wieder lautlos auf Station 
kommen und der Politik „vertrauen“. 
Was das bisher bewirkt hat sehen wir ja: 
abgesehen von einem Applaus – gar 
nichts. Die Politik und die Geschäfts-
führungen haben Angst – und vor allem 
wollen sie nicht zahlen. 

Wir sind nicht allein 

Die Berliner Kolleg:innen sind nicht 
allein. Seit ein paar Jahren gibt es 
deutschlandweit Klinik-Bewegungen für 
mehr Personal und einen TVÖD in den 
Service-Töchtern. Im Universitäts-
klinikum Jena wurde z.B. 2020 ein       
Entlastungstarifvertrag durchgesetzt 
oder für die Nürnberg Service GmbH 
wurde eine Angleichung an den TVÖD 
bis 2024 tariflich beschlossen. Das heißt 
aber auch, dass solange Gesundheit 
Profite machen soll, solange gehen wir 
weiter auf die Straße. 

 

Fußnoten 

1 Dazu gehören z.B. Speiseversorgung 
und -logistik GmbH, Textilversorgung 
GmbH, Viva Clean GmbH oder Vivantes 
Service GmbH.  

2 TVÖD – Tarifvertrag des Öffentlichen 
Rechts (in Österreich Kollektivvertrag). 
Dieser wird zwar an der Charité und 
Vivantes durchgesetzt, aber die Tochter-
gesellschaften haben keinen Tarif-
vertrag.  

3 2015 gab es die ersten längeren Streiks 
an  der Berliner Charité für einen Ent-
lastungstarifvertrag. 

4 Mehr Informationen dazu auf https://
www.krankenhaus-statt-fabrik.de/53187 

5 Die Einstweilige Verfügung gegen den 
Streik der Vivantes-Töchter wurde vom 
Arbeitsgericht in seiner  Presse-
mitteilung mit der "medizinische[n] Ver-
sorgung der Patienten in Notfällen", die 
nicht "gesichert sei", begründet. 

6 Die Einstweilige Verfügung gegenüber 
dem Vivantes-Mutterkonzerns wurde 
anders begründet. Vivantes behauptete, 
dass im TVÖD das Thema Entlastung ab-
schließend geregelt sei, damit würde 
eine Friedenspflicht bestehen. Denn im 
TVÖD sind Ausgleichszahlungen für 
Schichten und Wochenenden enthalten 
und somit wäre auch das Thema          
Entlastung geregelt.   

7 Eine Notdienstvereinbarung regelt     
Besetzung im Krankenhaus während des 
Streiks und wird ausgehandelt zwischen 
Gewerkschaft und Betrieb. 

8 Mittlerweile gibt es wohl eine NDV bei 
Vivantes-Töchtern, aber nicht für die  
Kliniken (Stand 28.08.2021).  

Kundgebung von streikenden Kolleg:innen vor dem Vivantes Headquarter in Berlin am 23.08.2021 
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D ie Medien sind voll von Bildern von verzweifelten Menschen am Flughafen von Kabul, die nach 
dem Sieg der Taliban versuchen außer Landes zu fliehen und das zum Teil mit dem Tod 
bezahlen. In der deutschen Debatte über dieses Debakel hat Dietmar Bartsch von der 
Linkspartei gesagt, der „Versuch, Demokratie zu exportieren“ sei gescheitert. Doch diese Kritik 

am Afghanistan-Einsatz greift viel zu kurz. Wir wollen Bilanz ziehen und die Hintergründe und Motive für 
den Krieg am Hindukusch (dem afghanischen Gebirgszug) genauer betrachten. 

Fast 20 Jahre hat dieser Krieg gedauert, 
von Oktober 2001 bis heute. Für die   
Bundeswehr war es der größte Auslands-
einsatz ihrer Geschichte mit insgesamt 
rund 160.000 Bundeswehrsoldat:innen. 
Die Todesopfer werden nur auf Seiten 
der NATO-Armeen genau gezählt: rund 
3.600 waren es in 20 Jahren. Über die 
afghanischen gibt es nur grobe Schät-
zungen. Aber allein für das Jahr 2015 
werden über 11.000 zivile Opfer an-
gegeben, so dass die Gesamtzahl an 
Opfern in der Zivilbevölkerung bei weit 
über 100.000 liegen dürfte. 

Eine Studie der Brown University 
schätzte die US-amerikanischen Kriegs-
ausgaben bis 2019 auf sage und schreibe 
975 Mrd. US-$. Mit dem Geld, das für die 
Interventionen in Afghanistan, Pakistan 
und Irak ausgegeben wurde, hätte man 
derselben Studie zufolge 1,4 Millionen 
Arbeitsplätze finanzieren können. 

Für Deutschland spricht das Auswärtige 
Amt von 12 Mrd. € an Kosten. Doch das 
ist offenbar sehr kleingerechnet: Das 
Deutsche Institut für Wirtschafts-
forschung ging schon im Jahr 2010 von 
jährlich rund 3 Mrd. € aus, so dass 
andere Medienberichte auf Gesamt-
kosten von 47 Mrd. kommen. 

Ein imperialistischer Krieg 

Nun sind ja vielleicht weder Geld und 
nicht einmal Menschenleben zu kostbar, 
wenn es um hehre Ziele wie die Ein-
führung von Demokratie und Menschen-
rechten geht. Doch dieser Mythos wird 
nur gepflegt, um den jahrzehntelangen 
Kriegseinsatz im Westen zu recht-
fertigen. 

Den westlichen Großmächten geht es 
nicht um Demokratie, sondern um 
„geopolitische“ Stabilität. Das hat         

niemand so unverblümt ausgesprochen 
wie der ehemalige SPD-Verteidigungs-
minister Struck, der sagte, „die 
Sicherheit Deutschlands wird auch am 
Hindukusch verteidigt“. In den 
offiziellen „Verteidigungspolitischen 
Richtlinien“ wollte er als „vitale Sicher-
heitsinteressen“ die „Aufrechterhaltung 
des freien Welthandels und des unge-
hinderten Zugangs zu Märkten und Roh-
stoffen in aller Welt im Rahmen einer 
gerechten Weltwirtschaftsordnung“  

hineinschreiben. Am Ende wurde das 
durch unverfänglichere Formulierungen 
ersetzt. Aber alle Offiziere wussten 
spätestens seit damals, was ihr Auftrag 
ist! 

Der „freie Welthandel“ und die Weltwirt-
schaftsordnung meinen selbst-
verständlich die Freiheit für die Groß-
konzerne, die ganze Welt ungeniert aus-
zuplündern. Für diese Ausbeutung des 
gesamten Planeten im Interesse des 
Großkapitals, das seine Machtansprüche 
auch militärisch durchsetzt, gibt es 
einen Fachbegriff: Imperialismus. Und 
die imperialistische Außenpolitik der 
westlichen Staaten ist nur die Fort-
setzung ihrer innenpolitischen Rolle – 
immer auf der Seite der Superreichen 
und ihrer kapitalistischen Interessen. In 
der logischen Folge geht die Schere 
zwischen arm und reich sowohl in jedem 

einzelnen Land stetig weiter aus-
einander als auch zwischen den 
Ländern. 

Pipelines und Einflusssphären 

Auch wenn Afghanistan eines der 
ärmsten Länder der Welt ist (2004, also 
drei Jahre nach dem Sturz der Taliban, 
war Afghanistan bezüglich des Pro-Kopf-
Einkommens auf dem weltweit dritt-
letzten Platz!), so gab es durchaus hand-
feste Wirtschaftsinteressen für diesen 

Krieg. Es ging um Öl und Gas. Schon seit 
Beginn der 1990er Jahre gab es Pläne 
zum Bau einer Pipeline von den zentral-
asiatischen Gasvorkommen nach Indien 
– quer durch Afghanistan und Pakistan, 
um den Gastransport unabhängig von 
Russland, Iran und China zu bewerkstel-
ligen. Der Sieg der Taliban im Bürger-
krieg der 1990er Jahre machte einen 
Strich durch die Rechnung. Doch nach 
2001 konnte das Projekt wieder in An-
griff genommen werden. Allerdings 
musste der Baubeginn aufgrund der 
Sicherheitslage immer wieder ver-
schoben werden – bis 2015. Doch nun 
könnte sie im Laufe der nächsten Jahre 
fertiggestellt werden. Vor dem Truppen-
abzug wurde auch darüber mit den Tali-
ban verhandelt, vermutlich energischer 
als für die afghanische Bevölkerung oder 
die sogenannten „Ortskräfte“. 

<< Den westlichen Großmächten geht es nicht um 

Demokratie, sondern um ‚geopolitische‘ Stabilität. 

Das hat niemand so unverblümt ausgesprochen wie 

der ehemalige SPD-Verteidigungsminister Struck, 

der sagte, „die Sicherheit Deutschlands wird auch 

am Hindukusch verteidigt“. >> 
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Aber natürlich wurde ein solcher Kriegs-
einsatz nicht für eine einzelne Pipeline 
geführt. Dem Imperialismus geht es um 
Kontrolle ganzer Regionen auch durch 
Militärpräsenz. Während die USA in den 
1980er Jahren im Kampf gegen die 
Sowjetunion die späteren Taliban selbst 
hochgerüstet haben, waren ihnen die 
islamischen Fundamentalist:inneen 
spätestens nach den Anschlägen auf das 
World Trade Center außer Kontrolle ge-
raten. Und in der gesamten ölreichen 
islamischen Welt ihren Einfluss zu 
sichern, war ihnen Kriegseinsätze in 
Afghanistan und im Irak wert. 

Die Legende von der Freiheitsmission 

Frauenrechte und Demokratie waren ein 
schöner Vorwand, um den Krieg der 
eigenen Bevölkerung zu verkaufen. Doch 
das Mäntelchen war allzu fadenscheinig: 

1. Ähnlich diktatorische Regime wie 
Saudi-Arabien, in denen Menschen- und 
Frauenrechte mit Füßen getreten 
werden, waren die ganze Zeit verlässliche 
Partner der NATO-Staaten. 

2. Vor Ort in Afghanistan haben die 
Westmächte mit Warlords zusammen-
gearbeitet, die kaum besser sind als die 
Taliban. Die „demokratisch gewählten“ 
Regierungen von Karzai oder Ghani 

waren korrupte Cliquen, die im Großteil 
des Landes verhasst waren. 

3. Wenn es noch eines Beweises bedurfte, 
dass es der deutschen Regierung nicht 
um Menschenrechte geht, so hat die Ab-
schiebepraxis der letzten Jahre ihn er-
bracht. Noch im Juli 2021 hat das Außen-
ministerium weiterhin Abschiebungen 
nach Afghanistan gerechtfertigt. In 
einem zynischen „Lagebericht“ stand 
angesichts der rollenden Taliban-
Offensive: „Abgesehen von temporären 
Straßensperren und akuten Kampf-
handlungen bestehen keine dauerhaften 
Bewegungsbeschränkungen“ für Ver-
folgte und Bedrohte 

Es stimmt, in Afghanistan unter den 
Taliban, wie in vielen anderen Ländern 
der Welt, wird die Bevölkerung brutal 
unterdrückt und insbesondere Frauen-
rechtler:innen und überhaupt linke 
Aktivist:innen sind in Lebensgefahr. Da 
liegt der Reflex nahe, auf Militärinter-
ventionen „demokratischer“ Staaten zu 
setzen, in der Hoffnung den Menschen 
vor Ort zu helfen. Doch damit wird der 
Bock zum Gärtner gemacht. Die Berichte 
von Menschenrechtsverletzungen, die 
von westlichen Truppen durchgeführt 
oder geduldet werden, sind keine 
„Ausrutscher“. Imperialistische Militär-

einsätze sind nicht den Interessen der 
Bevölkerung sondern geopolitischen 
Machtinteressen des Großkapitals ver-
pflichtet. Daher werden sie immer 
wieder die Menschen vor Ort im Stich 
lassen und reaktionären Kräften wie den 
Taliban in die Hände spielen, die sich als 
Widerstandskämpfer gegen ausländische 
Besatzer inszenieren können. Insofern 
war der Bundeswehreinsatz nicht ein 
„kleineres Übel“, sondern die 
Vorbereitung für das größere Übel: 
Dieselben Taliban können nun nach 
zwanzig Jahren wieder die Bevölkerung 
terrorisieren und sind dabei noch 
innenpolitisch gestärkt durch den 
„erfolgreichen“ Widerstand gegen die   
US-geführte Besatzung. 

Wenn wir einen Beitrag dazu leisten 
wollen, Leid in Ländern wie Afghanistan 
zu verkürzen, dann müssen wir gegen 
jede imperialistische Militärintervention 
eintreten, aber auch gegen Waffen-
exporte aus unseren Ländern, die viele 
dieser Kriege erst möglich machen. Und 
uns insgesamt für den Sturz des 
kapitalistisch-imperialistischen Systems 
einsetzen, auf dessen Boden auch 
Bewegungen wie die Taliban gedeihen. 

 

Geplanter Verlauf der TAPI-Pipeline (Turkmenistan-Afghanistan-Pakistan-Indien)  
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Zum Autor: Ousmane Sembène wird 
1923 als Sohn eines Fischers in 
Ziguinchor, im heutigen Senegal, ge-
boren. Mit Anfang Zwanzig muss er für 
die französische Armee in den 2. Welt-
krieg ziehen. Nach seiner Rückkehr 
nimmt er am großen Bahnstreik von 
1947 teil. Als er in den darauffolgenden 
Jahren wieder nach Frankreich geht und 
dort sein Geld als Hafenarbeiter ver-
dient, politisiert er sich zunehmend und 
schließt sich zeitweise der Kommunisti-
schen Partei und der Gewerkschaft CGT 
an. Geprägt von all diesen Erfahrungen 
schreibt er 1960 seinen Roman: "Gottes 
Holzstücke". 

Nicht alles ist dabei historisch akkurat, 
dennoch schreibt Sembène eine gute Ge-
schichte des Streiks von 1947 und schil-
dert sehr realistisch mögliche Entwick-
lungen, Schwierigkeiten und Auswir-
kungen. Schon früh zeigt sich, dass der 
Streik ein harter Kampf wird. Denn die 
Dakar-Niger-Bahn ist eine Achse von 
großer wirtschaftlicher Bedeutung. Die 
ersten Versammlungen werden ge-
waltsam auseinandergetrieben, es gibt 
viele Toten. Die Kolonialverwaltung 
dreht ihnen das Wasser ab, die Lebens-
mittelversorgung bricht ein und eine 
heftige Hungersnot bricht aus. 

Es wird deutlich, dass es nicht nur die 
Männer sind, die den Streik maßgeblich 
gestalten, sondern die Frauen eine 

ebenso wichtige Rolle spielen. Sie sind 
es, die in den Familien die Versorgung 
trotz aller Widrigkeiten aufrecht-
erhalten. Im Streik politisieren sie sich 
und finden ihre eigene Stimme, sodass 
in den Versammlungen erstmals Frauen 
zu Wort kommen dürfen. Sie brechen 
mit vielen traditionellen Rollenbildern, 
veranstalten eigene kämpferische 
Aktionen und tragen den Streik so auch 
politisch mit. 

Obwohl die Großzahl der Arbeiter und 
ihrer Frauen für die Fortsetzung des 
Streiks sind, gibt es einzelne, die die ver-
heerende Lage nach einiger Zeit nicht 
länger aushalten wollen und die Arbeit 

wiederaufnehmen. Als ein Schaffner dies 
tut, entsteht große Aufregung. Anstatt 
ihn individuell dem Zorn auszusetzen, 
entscheiden sich die Streikenden dazu, 
gemeinsam zusammenzukommen und 
über ihn Gericht zu halten. Der morali-
sche Druck des Kollektivs reicht letztlich 
als Strafe aus und entfaltet seine Wir-
kung auch auf andere Streikbrecher. 
Immer wieder kommt es zu derart 
großen Versammlungen, in denen die 
Streikenden sich über ihre Ziele und 
Probleme beraten. 

Sembènes politischer Hintergrund tritt 
hervor, wenn der Roman die Tyrannei 
und Unterdrückung durch die franzö-
sischen Kolonialherren anspricht. In 
Verhandlungen zwischen der Direktion 

der Eisenbahn und einer Delegation der 
Streikenden schlägt letzteren der blanke 
Rassismus des weißen Bosses entgegen. 
Doch sie lassen sich nicht beirren und 
entgegnen, dass es sich nicht um einen 
"Rassenkonflikt" handelt, sondern, wie 
sie nüchtern feststellen, um die Aus-
einandersetzung von zwei Klassen mit 
entgegengesetzten Interessen. Das wird 
umso deutlicher, als ihre Abgeordneten 
und religiösen Führer sich gegen den 
Streik aussprechen. Der Roman zeigt: 
Der Rassismus wurzelt nicht in 
kulturellen Unterschieden und weder 
Traditionalismus noch Anpassung 
bieten ihm die Stirn. Die Befreiung 
Afrikas von Unterdrückung und Aus-
beutung kann nur eine proletarische, 
sozialistische Revolution bringen.  

Das Buch ist eine absolute Lese-
empfehlung! Es gibt in diesem Roman 
keine Hauptfigur. Wir lernen ver-
schiedenste Leute, ganze Familien und 
Menschenmassen kennen, indem 
Sembène uns scheinbar einfach ab-
schnittsweise zuschauen und die Dinge 
passieren lässt. Die knapp 400 Seiten 
lesen sich gut und ziehen einen mit. Nur 
wer sich schlecht viele Namen merken 
kann hat es schwer - aber für die gibt es 
sogar ein Register. 

<< Doch sie lassen sich nicht beirren und 
entgegnen, dass es sich nicht um einen 

"Rassenkonflikt" handelt, sondern [...] um die 
Auseinandersetzung von zwei Klassen mit 

entgegengesetzten Interessen. >> 

I n seinem Roman "Gottes Holzstücke" nimmt Ousmane Sembène uns mit ins Westafrika der Jahre 
nach dem zweiten Weltkrieg und begleitet eindrucksvoll die Geschehnisse rund um einen 
mehrmonatigen Streik bei der Eisenbahn der Kolonialgesellschaft. Die Geschichte erstreckt sich 
ganz wie die Gleise der Dakar-Niger-Bahn von der Stadt Bamako im heutigen Mali bis nach Thies und 

Dakar an der Küste des heutigen Senegals, sowie von den Schicksalen der Frauen und Familien bis zu den 
Streikführern und sogar in das traute Heim der französischen Kolonialherren und -damen. 
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Auszug aus dem Aufruf: 

Wir alle sind jetzt gefordert, klar und #unteilbar zu zeigen, dass wir eine 
andere Gesellschaft wollen. Die Krisen unserer Zeit verlangen dringend 
unser gemeinsames Einstehen für Solidarität: Für Menschenrechte, soziale 
Gerechtigkeit und konsequentes Handeln gegen die Klimakrise. 

Mehr Infos unter: unteilbar.org 

Wohnen für Alle! Gemeinsam gegen hohe Mieten und Verdrängung 
11.September  um 13:00 Uhr am Alexanderplatz. 

Auszug aus dem Aufruf: 

Trotz vielfach stagnierender Löhne und Einkommenseinbußen durch die 
Coronapandemie steigen die Mieten unbeirrbar weiter. Viele Menschen 
müssen einen immer größeren Anteil ihres Einkommens für überhöhte 
Miete aufbringen und zum Leben bleibt nicht viel über. Wir fordern: Löhne 
hoch, Mieten runter! 

Mehr Infos unter: mietendemo.org/ 

unteilbar solidarisch – gerade jetzt! 
Samstag 04.September um 13:00Uhr , Ebertstraße Ecke Leipziger Straße 

Auszug aus dem Aufruf:  

Wir brauchen Milliardeninvestitionen in Gesundheit, Bildung, Infrastruk-
tur und Soziales. Das kann finanziert werden […] Das Geld muss da geholt 
werden, wo hohe Profite gemacht wurden und deren Reichtum auf Armut 
und Mittellosigkeit von Vielen basiert: Bei Milliardären und Multimillio-
nären.  Mehr Infos unter: gemeinsamaufdiestrasse.de 

Globaler Klimastreik 
23. Septermber um 12:00 Uhr am Brandenburger Tor 

Auszug aus dem Aufruf:  

Wir müssen jetzt handeln, um die Klimakrise und das weltweite Artenster-
ben einzudämmen und das 1,5-Grad-Limit des Pariser Klimaabkommens 
einhalten zu können. […] Doch mit der Bundestagswahl können wir das 
ändern: Wenn wir erneut die Straßen füllen, machen wir gemeinsam Kli-
ma zum zentralen Thema der Wahl – und stimmen am 26. September für 
konsequenten Klimaschutz. Mehr Infos unter: www.klima-streik.org/ 

Gemeinsam auf die Straße! Öffentlich statt privat 
18. September um 14:00Uhr am Washingtonplatz (Hauptbahnhof) 

https://www.unteilbar.org/berlin-demo-2021/
http://mietendemo.org/
https://gemeinsamaufdiestrasse.de/
https://www.klima-streik.org/


D ie bewusste Ver-
wendung von 
Ressourcen und die 
Nutzung des gesamten 

menschlichen Wissens können 
allen Menschen auf unserer Erde 
ein gutes Leben sichern und 
gleichzeitig die Welt vor dem 
Klimakollaps retten. Stattdessen 
steuert die Welt von einer Krise in 
die nächste. Ursache für all dies ist 
der Kapitalismus, der aus-
schließlich im Interesse einiger 
Weniger funktioniert. 

Wir, die Revolutionär Sozialistische 
Organisation (RSO), organisieren 
uns gegen den Kapitalismus und für 
eine sozialistische Wirtschafts- und 
Gesellschaftsordnung. Der Sozia-
lismus, für den wir kämpfen, ist eine 
freie, demokratische, auf gewählten 
Räten aufbauende Gesellschaft. 
Eine Gesellschaft, die im Interesse 
aller funktioniert. Die Arbei-
ter:innenklasse hat das Potenzial, 
diese Gesellschaft zu verwirklichen. 
Deshalb geben wir seit vielen 
Jahren Flugblätter in unter-

schiedlichen Betrieben heraus, mit 
denen wir Missstände anprangern, 
Kolleg:innen ein Sprachrohr bieten 
und versuchen Basisaktivitäten zu 
vernetzen. Wir nehmen an 
Demonstrationen, Aktionen und 
Arbeitskämpfen teil, diskutieren 
solidarisch über Politik und 
tauschen uns mit unter-
schiedlichen Aktivist:innen aus. In 
sozialen und ökologischen 
Konflikten treten wir für die 
Selbstorganisation und die Aus-
dehnung der Kämpfe auf breitere 
Teile der Lohnabhängigen ein. Für 
uns ist der Kampf gegen Aus-
beutung, gegen Sexismus und 
Rassismus, gegen Rechtsex-
tremismus und gegen Umwelt-
zerstörung immer verbunden mit 
einem Kampf gegen den 
Kapitalismus. Denn der verhindert 
ein solidarisches Zusammenleben. 

Wir sind in verschiedenen Städten 
und Ländern aktiv und vernetzt, 
zurzeit in Deutschland, Österreich, 
Frankreich und den USA. Dabei 
setzen wir uns ein für den Aufbau 

einer revolutionär kommun-
istischen Internationale in der Welt 
und für den Aufbau unabhängiger 
Parteien der Arbeiter:innenklasse, 
abseits von reformistischen und 
bürokratischen Partei- und Ge-
werkschaftsapparaten. Wenn Du an 
diesem Projekt interessiert bist, 
dann tritt mit uns in Kontakt, werde 
mit uns aktiv und unterstütze uns 
im Aufbau einer revolutionären und 
sozialistischen Organisation! 

Eine ausführlichere Version findet 
ihr auf  www.sozialismus.click/was-
wir-wollen/


